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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
—— Nr. 24. 


Inhalt: Geſetz, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengútern, S. 279. — Bekanntmachung 
der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen 
Erlaſſe, Urkunden x., S. 29. x 


(Nr. 9469.) Geſetz, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentengútern. Vom 
7. Juli 1891. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
$T, 


Die auf Rentengütern von mittlerem oder kleinerem Umfange haftenden 
Renten können auf Antrag der Betheiligten durch Vermittelung der Rentenbank 
ſoweit abgelöſt werden, als die Ablösbarkeit derſelben nicht von der Zuſtimmung 
beider Theile abhängig gemacht iſt. 

Zur Stellung des Antrags iſt befugt: 

der Rentenberechtigte, ſoweit er die Ablöſung von dem anderen Theile 
beanſpruchen kann, der Rentengutsbeſitzer, ſoweit er zur Ablöſung der 
Rente ohne Zuſtimmung des anderen Theils berechtigt, oder die Ab— 
löſung von dem anderen Theile beanſprucht iſt. 

Der Rentenberechtigte erhält als Abfindung entweder den 27fachen Betrag 
der Rente in 3 ½prozentigen oder den 23 fachen Betrag der Rente in 4prozentigen 
Rentenbriefen, nach deren Nennwerthe oder, ſoweit dies durch ſolche nicht ge— 
ſchehen kann, in baarem Gelde. j 

Die Abfindung wird durch Zahlung einer Rentenbankrente ſeitens des 
Rentengutsbeſitzers verzinſt und getilgt ($. 3). 


$. 2. 
Zur erſtmaligen Einrichtung eines Rentenguts der im $. 1 bezeichneten 
Art durch Aufführung der nothwendigen Wohn- und Wirthſchaftsgebäude kann 
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die Rentenbank den Rentengutsbeſitzern Darlehne in 3½prozentigen oder 4pro- 
zentigen Rentenbriefen nach dem Nennwerth oder, ſoweit dies durch ſolche 
nicht geſchehen kann, in baarem Gelde gewähren. 

Die Darlehne werden durch Zahlung einer Rentenbankrente verzinſt und 
getilgt ($. 3). 

Die Darlehne ſind ſeitens der Rentenbank unkündbar; letztere hat jedoch 
das Recht, das Darlehn beziehentlich deſſen ungetilgten Reſt ſofort zurückzufordern, 
wenn der Schuldner den Auflagen zur ordnungsmäßigen Unterhaltung und Ber- 
ſicherung der Gebäude nicht nachkommt oder wenn derſelbe in Konkurs geräth 
oder durch Zwangsvollſtreckung zur Zahlung der rückſtändigen Rentenbankrente 
angehalten werden muß. 

§. 3. 


Der Rentengutsbeſitzer hat vom Zeitpunkte der Rentenübernahme eine Renten- 

bankrente ($$. 1 und 2) an die Rentenbank zu entrichten. Dieſelbe beträgt: 

1) falls 3½prozentige Rentenbriefe als Abfindung oder als Darlehn ge- 
geben ſind, 4 Prozent des Nennwerths der Rentenbriefe und des zur 
Ergänzung gegebenen baaren Geldes, oder 

2) falls Aprozentige Rentenbriefe als Abfindung oder als Darlehn gegeben 
find, 4½ Prozent des Nennwerths der Rentenbriefe und des zur Er- 
gänzung gegebenen baaren Geldes. 

Der Rentengutsbeſitzer hat die Rentenbankrente von 4 Prozent während 

einer Tilgungsperiode von 60½ Jahren oder die Rentenbankrente von 4½ Prozent 
während einer Tilgungsperiode von 56 ¼ Jahren zu entrichten. 


. $. 4. 

So lange eine Rentenbankrente auf dem Rentengute haftet, kann die Auf- 
hebung der wirthſchaftlichen Selbſtändigkeit und die Zertheilung des Rentenguts, 
ſowie die Abveräußerung von Theilen deſſelben rechtswirkſam nur mit Genehmigung 
der Generalkommiſſion erfolgen. 

§. 5. 


Erfolgt die Ablöſung der Rente (F. 1) oder die Gewährung des Darlehns 
(F. 2) zugleich mit der Begründung des Rentenguts, fo kann die Zahlung der 
Rentenbankrente auf Antrag des Rentengutsbeſitzers für das erſte Jahr unter⸗ 
bleiben. Der hierdurch der Rentenbank entſtehende Ausfall wird dadurch gedeckt, 
daß das abzulöſende Kapital um die einjährigen Zinſen der Rentenbriefe und des 
zur Ergänzung gegebenen baaren Geldes erhöht und von dieſer Summe die in 
Gemäßheit des F. 3 berechnete Rentenbankrente während der Tilgungsperiode von 
60 ½ oder 56 Jahren gezahlt wird. 

F. 6. 
Im Uebrigen findet das Geſetz über die Errichtung von Rentenbanken 


vom 2. März 1850 (Geſetz-Samml. S. 112) nebſt den daſſelbe ergänzenden ge 
ſetzlichen Beſtimmungen mit folgenden Maßgaben ſinngemäße Anwendung: 
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1) Die Geſchäfte für die linksrheiniſchen Landestheile ſowie für die Hohen— 
zollernſchen Lande werden der Rentenbank in Münſter übertragen. 

2) Die Vorſchriften, welche für die an die Stelle der Reallaſten tretenden 
Geldrenten gegeben find, gelten auch für die in SS. 1 bis 3 erwähnten 
Renten. 

3) Die Beſtimmungen, welche eine Tilgungsperiode von 41 Jahren 
beziehentlich eine Herabminderung der Rente auf neun Zehntel voraus— 
ſetzen, bleiben ohne Anwendung. 

4) Welche Summen im Falle des $. 23 des Rentenbankgeſetzes vom 
2. März 1850 in den verſchiedenen Jahren der beiden Tilgungsperioden 
zur Ablöſung von Rentenbeträgen erforderlich ſind, ergiebt ſich aus den 

Z als Anlage I und II beigefügten Tabellen. Eine derartige Kapitals— 
> ablöſung innerhalb der erften 10 Jahre nach Begründung des Renten- 
guts iſt nur mit Genehmigung der Generalkommiſſion zuläſſig. 

5) Die Ueberweiſung von Rückſtänden an Rentengutsrenten iſt unzuläffig. 

6) Auf Antrag der Generalkommiſſion wird im Grundbuch vermerkt, daß 
das Grundſtück als Rentengut der Rentenbank rentenpflichtig ſei. In 
den Eintragungsvermerk iſt der Betrag der Rentenbankrente, ſowie 
die Tilgungszeit derſelben aufzunehmen. 

7) Die Uebernahme der Rentenbankrente kann auch zum 2. Januar und 
1. Juli erfolgen. Dementſprechend ſind die betreffenden Rentenbriefe 
zu verzinſen. 

8) Auf die durch die Anwendung dieſes Geſetzes bei der Generalkommiſſion 
entſtehenden Koſten finden — unbeſchadet der Vorſchriften im §. 12 — 
die Beſtimmungen des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinander— 
ſetzungsſachen vom 24. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 395) mit der 
Maßgabe Anwendung, daß für die Bemeſſung des Pauſchſatzes die 
Grundſätze des $. 2 Nr. 1 gelten. Der Jahreswerth ift nach den 
Zinſen der ausgegebenen Rentenbriefe feſtzuſtellen. 

9) Die Reſſortminiſter beſtimmen, ob und von welchem Zeitpunkte 3 ½ 
oder Aprozentige Rentenbriefe als Abfindung (F. 1) oder als Darlehn 
($. 2) gegeben werden ſollen. So lange der Kurs der Aprozentigen 
Rentenbriefe an der Berliner Börſe dauernd auf dem Nennwerth oder 
darunter ſteht, dürfen 3½ prozentige Rentenbriefe nur mit Zuſtimmung 
des Empfängers ($$. 1, 2) ausgegeben werden. 


Sol 
Die Generalkommiſſion hat den Antrag auf Ablöſung der Rente ($. 1) 
oder auf Gewährung eines Darlehns (Y. 2) ſoweit zurückzuweiſen: 
1) als nicht der abzulöſenden Rente oder dem Darlehn das Vorrecht vor 
den ſonſtigen privatrechtlichen Belaſtungen des Rentenguts zuſteht, 
(Nr. 9469.) 50* 
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2) als nicht für die zu übernehmende Rentenbankrente (S. 3) die gehörige 
Sicherheit vorhanden ift. 

Die Sicherheit kann als vorhanden angenommen werden, wenn der 
25 fache Betrag der Rentenbankrente ($. 3) innerhalb des 30 fachen Betrages des 
bei der letzten Grundſteuereinſchätzung ermittelten Kataſtralreinertrages mit Hinzu— 
rechnung der Hälfte des Werthes, mit welchem die Gebäude bei einer der nach 
§. 19 des Rentenbankgeſetzes vom 2. März 1850 beſtimmten Verſicherungs— 
geſellſchaften verſichert ſind, oder innerhalb der erſten drei Viertel des durch ritter— 
ſchaftliche, landſchaftliche oder beſondere Taxe zu ermittelnden Werthes der Liegen- 
ſchaften zu ſtehen kommt. 


$. 8. 

Wird der Werth der Liegenſchaften durch beſondere Taxe ermittelt, ſo kann 
der durch die Errichtung der erforderlichen Wohn- und Wirthſchaftsgebäude zu 
erzielende Mehrwerth mitberückſichtigt werden. Die Uebernahme der Rentenbank— 
rente iſt jedoch in dieſem Falle ganz oder zu einem entſprechenden Theile bis zu 
dem auf die ordnungsmäßige Herſtellung der Gebäude folgenden nächſten Ueber- 
nahmetermin auszuſetzen. 


§. 9. 

Die beſondere Taxe ($. 7 Abſatz 2) wird durch die Generalkommiſſion unter 
Zuziehung zweier Kreisverordneten und, falls es auf Abſchätzung von Gebäulich- 
keiten ankommt, eines Bauſachverſtändigen aufgenommen und feſtgeſetzt. 

In einfachen und klaren Fällen iſt die Generalkommiſſion befugt, nach 
ihrem Ermeſſen die Taxe feſtzuſetzen oder ſich die Ueberzeugung von der Sicherheit 
in anderer geeigneter Weiſe zu verſchaffen. 


$. 10. 


Auf Antrag des Rentenberechtigten kann die Uebernahme des nur mit Zu— 
ſtimmung beider Theile ablösbaren Theils der Rente auf die Rentenbank erfolgen, 
wenn dieſem Rententheile das Vorrecht vor den ſonſtigen privatrechtlichen Be— 
laſtungen des Rentenguts zuſteht und der 25 fache Betrag der dieſem Rententheile 
entſprechenden Rentenbankrente unter Hinzurechnung derjenigen Summe, welche 
nach §. 6 Nr. 4 für die Ablöſung der auf dem Rentengute bereits ruhenden 
Rentenbankrente bei Stellung des Antrages noch erforderlich iſt, innerhalb der in 
SS. 7 ff. vorgeſchriebenen Sicherheit zu ſtehen kommt. 

Die Entſchädigung der Rentenberechtigten erfolgt nach Maßgabe dieſes Ge— 
ſetzes. Die übernommenen Renten haben das Vorzugsrecht der Rentenbankrenten. 

Erfolgt die Uebernahme der Rente, fo tritt der Staat in alle dem Nenten- 
berechtigten aus dem Rentengutsvertrage zuſtehenden Rechte. 

Auf Verlangen des Staates iſt dieſe Rente in eine gemäß den Be— 
ſtimmungen dieſes Geſetzes zu berechnende Rentenbankrente umzuwandeln. 
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S. 11. 


Die Beft. amungen der SS. 2 bis 10 finden auf die vom Staate aus: 
gegebenen Rentengüter nur ſoweit Anwendung, als den Rentengutsbeſitzern Dar- 
lehne zur Einrichtung von Rentengütern ($. 2) gegeben werden. 


§. 12. 


Die Begründung des Rentenguts (F. 1) kann auf Antrag eines Betheiligten 
durch Vermittelung der Generalkommiſſion erfolgen. 

Der Antrag iſt zurückzuweiſen, ſofern der Begründung des Rentenguts 
rechtliche oder thatſächliche Bedenken entgegenſtehen. Sonſt hat die General— 
kommiſſion den Vertrag über die Begründung des Rentenguts, gegebenenfalls 
in Verbindung mit dem Vertrage über die Ablöſung der Rente oder über die 
Gewährung des Darlehns, aufnehmen zu laffen und zu beſtätigen. Den be: 
ſtätigten Vertrag hat die Generalkommiſſion dem zuſtändigen Grundbuchrichter 
mit dem Erſuchen auf Umſchreibung des Eigenthums einzureichen. In dieſem 
Falle wird das Eigenthum an dem Rentengute durch die auf Grund des be: 
ſtätigten Vertrages erfolgte Eintragung des Eigenthumsübergangs im Grundbuch 
erworben. 

Die Generalkommiſſion hat ſofort, nachdem ſie den Antrag auf Begründung 
des Rentenguts für zuläſſig erachtet, den Grundbuchrichter zu erſuchen, eine Bor- 
merkung über die eingeleitete Begründung des Rentenguts einzutragen. Die 
Vormerkung hat die Wirkung, daß die ſpäter eingetragenen privatrechtlichen Be— 
laſtungen dem Rentengutsübernehmer gegenüber rechtsunwirkſam ſind. Mit der 
Umſchreibung des Eigenthums an dem Rentengute iſt die Vormerkung zu löſchen. 

Auf das Verfahren und das Koſtenweſen finden die für Gemeinheits— 
theilungen geltenden Vorſchriften mit folgenden Maßgaben Anwendung: 


1) Zur vertragsmäßigen Begründung des Rentenguts iſt nur legitimirt, 
wer in anderen Fällen der freiwilligen Veräußerung zur Auflaſſung 
berechtigt iſt. 

2) Die in Folge der Begründung des Rentenguts und der Uebernahme 
der Rentenbankrente erforderlichen Eintragungen im Grundbuch erfolgen 
auf Erſuchen der Generalkommiſſion. Auf das Erſuchen der General— 
kommiſſion findet §. 41 der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
Anwendung. ' 


3) Für die Begründung des Rentenguts find die Pauſchſätze des S. 2 
Nr. 3 des Geſetzes über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen 
vom 24. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 395) zu zahlen. Wird die 
Uebernahme der Rentenbankrente mit der Begründung des Rentenguts 
verbunden, ſo iſt nur der Pauſchſatz des §. 2 Nr. 3, nicht auch der 
des §. 2 Nr. 1 a. a. O. zu erheben. 
(Nr. 9469.) 
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4) Unter Genehmigung der Bezirksregierung fann der Gefammtbetrag der- 
jenigen Grundſteuern, welche von den zu den Rentengütern ausgegebenen 
Grundſtücken bisher entrichtet ſind, nach der von der Generalkommiſſion 
feſtgeſetzten Taxe auf die Rentengüter vertheilt werden. 


8. 18. 

Bei denjenigen Rentengütern, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
errichtet ſind, kann die Ablöſung der Rente durch Vermittelung der Rentenbank 
von dem Rentenberechtigten nur unter Zuſtimmung des Rentengutsbeſitzers be— 
anſprucht werden. 

$. 14. 

Das Geſetz, betreffend die Wiederzulaſſung der Vermittelung der Renten- 
banken zur Ablöſung der Reallaſten, vom 17. Januar 1881 (Geſetz-Samml. S. 5) 
wird von Neuem mit der Maßgabe in Kraft geſetzt, daß die in den SS. 4 und 6 
beſtimmte Friſt fortfällt, und daß daſſelbe auch auf diejenigen Ablöſungen An— 
wendung findet, welche nach dem 31. Dezember 1883 bei der zuftändigen Aus- 
einanderſetzungsbehörde anhängig geworden ſind. 

$. 15. 

Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen werden von 

dem Finanzminiſter und dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und 


Forſten und, ſoweit es ſich um die Ausführung des $. 12 handelt, im Einver- 
nehmen mit dem Juſtizminiſter getroffen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Windſor Caſtle, den 7. Juli 1891 
(L. S.) Wilhelm. 


v. Caprivi. v. Boetticher. Herrfurth. v. Schelling. Frhr. v. Berlepſch. 
Miquel. v. Kaltenborn. v. Heyden. Gr. v. Zedlitz. Thielen. 
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Tabelle 


zum 


$.6 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von Rentenguͤtern. 


Für die Amortiſationsperiode von 60 ½ Jahren. 


(Nr. 9469.) 
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— ——— E E E E E 
Tilgung eines mit 31, Prozent verzinslichen Kapitals von F Dan 
100 Mark durch eine jährliche Rentenbankrente von 4 Prozent een eee = 


treffen von der ſodann fälligen A 
nach ee = hen und kiii vom | im Laufe von von 
Kapitale des 
Jahren Zi i nod) zu tilgen 19 Mart ae 
infen Kapital zu tilg Jahres 

Mark Mark Mark Mark Pf. Mark | Pf. 
0 — — 100,000 00 1 125 00 
1 3,500 00 0,500 00 99,500 00 2 124 | 38 
2 3,482 50 0,517 50 98,982 50 3 123 |73 
3 3,464 39 0,535 61 98,446 89 4 123 | 06 
4 3,145 64 0,554 36 97,892 53 5 122 | 37 
5 3,426 24 0,573 76 97,318 77 6 121 | 65 
6 3,406 16 0,593 84 96,724 93 7 120 | 91 
7 3,388 37 0,614 63 96,110 30 8 120 14 
8 3,363 86 0,636 14 95,474 16 9 119 34 
9 3,341 60 0,658 40 94,815 76 118 | 52 
10 3,318 55 0,681 45 94,134 31 67 
11 3,294 70 0,705 30 93,429 01 116 | 79 
12 3,270 02 0,729 98 92,699 03 115 87 
13 3,244 47 0,755 53 91,943 50 114 | 93 
14 3,218 02 0,781 98 91,161 52 113 95 
15 3,190 65 0,809 35 90,352 17 112 | 94 
16 3,162 33 0,837 67 89,514 50 111 | 8 
17 3,133 01 0,866 99 88,647 51 110 | 81 
18 3,102 66 0,897 34 87,750 17 109 69 
19 3,071 26 0,928 74 86,821 43 108 53 
20 3,038 75 0,961 25 85,860 18 207 33 
21 3,005 11 0,994 89 84,865 29 106 | 08 
22 2,970 29 1,029 71 83,835 58 104 | 79 
23 2,934 25 1,065 75 82,769 83 103 | 46 
24 2,896 94 1,103 06 81,666 77 102 | 08 
25 2,858 34 1,141 66 80,525 11 100 66 
26 2,818 38 1,181 62 79,343 49 99 |18 
27 2,777 02 1,222 98 78,120 51 97 65 
28 2,734 22 1,265 78 76,854 73 96 07 
29 2,689 92 1,310 08 75,544 65 94 1.43 
30 2,644 06 1,355 94 74,188 71 92 |74 
31 2,596 60 1,403 40 72,785 31 90 98 
32 2,547 49 1,452 51 71,332 80 89 17 
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Geſetzes iſt das Ablöſungskapital für eine Rentenbankrente 


von von 


3 Mark 1 Mark 


we wre e Ol 


t 


e 


a 
“ww 


q 
— 


70 60 23 53 
70 07 23 36 
69 52 238 17 
68 96 22 99 
68 37 22 79 
67 76 22 59 
67 14 22 38 
66 49 22 16 
65 81 21 94 
65 12 21 71 
64 40 21 47 
63 65 21 22 


62 88 20 96 


62 8 20 ©] 69 
61 25 20 42 
60 39 20 13 
59 51 19 84 
58 59 19 53 
57 6419 21 
56 66 18 89 
55 64 18 55 
54 59 18 20 
53 50 17 83 
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Bemerkungen. 


Nach den vier erſten Spalten dieſer Tabelle 
wird überhaupt jedes mit 31/, Prozent verzinsliche 
Kapital durch eine, in jährlichen Terminen post- 
numerando zahlbare Rentenbankrente von 4 Prozent 
in 60½ Jahren getilgt. Da die Rechnung beifpiels- 
weiſe 100 Mark Kapital angenommen hat, ſo 
drücken ihre Reſultate überall Prozente des Kapitals 
aus. Nachdem nun 60 Jahre hindurch die Renten- 
bankrente gezahlt worden iſt, bleiben von dem 
Kapitale nom 1,741 68 Prozent 
zu tilgen, und bei der Voraus: 
ſetzung, daß dies nach Y/, Jahr 
geſchehe, kommen dazu noch halb- 


jährige Zinſen mit.... 0,030 48 
daher denn alsdann 1,772 16 Prozent 


von der Rentenbankrente zu bezahlen ſind. Dies 
m= 100000 der jährlichen Rentenbankrente 


mithin der Betrag für circa 5¼, abgerundet 
6 Monate. Zur Tilgung des Kapitals ſind alſo 
60½ jährliche Rentenzahlungen erforderlich. 


51 


Me E 


Tilgung eines mit 3½ Prozent verzinslichen Kapitals von i 8 
100 Mark durch eine jährliche Rentenbankrente von 4 Prozent Demnach und in Gemäßpeit des 


treffen von der ſodann fälligen und bleiben vom | im e aufe 


nach Rentenbankrente auf von von 
Kapitale des $ 
Jahren Sinfen Kapital roch zu tilgen en ee 
Jahres 

Mark Mart Mart Pf. 
33 2,496 65 1,503 35 69,829 45 174 | 57 87 29 
34 2,444 03 1,555 97 68,273 48 170 68 85 34 
35 2,389 57 1,610 43 66,663 05 166 66 83 33 
36 2,333 21 1,666 79 64,996 26 162 49 81 25 
37 2,274 87 1,725 13 63,271 13 158 18 79 09 
38 2,214 49 1,785 51 61,485 62 153 71 76 86 
39 2,152 00 1,848 00 59,637 62 149 | 09 74 55 
40 2,087 32 1,912 68 57,724 94 144 | 31 72 16 
41 2,020 37 1,979 63 55,745 31 139 36 69 68 
42 1,951 09 2,048 91 53,696 40 134 | 24 67 12 
43 1,879 37 2,120 63 51,575 77 128 | 94 64 47 
44 1,805 15 2,194 85 49,380 92 123 | 45 61 73 
45 1,728 33 2,271 67 47,109 25 a BES 58 89 
46 1,648 82 2,351 18 44,758 07 111 | 90 55 95 
47 1,566 53 2,433 47 42,324 60 105 | 81 52 91 
48 1,481 36 2,518 64 39,805 96 99 51 49 76 
49 1,393 21 2,606 79 37,199 17 93 00 46 50 
50 1,301 97 2,698 03 34,501 14 86 25 43 13 
51 1,207 54 2,792 46 31,708 68 19 1827 39 64 
52 1,109 80 2,890 20 28,818 48 72 10 36 02 
53 1,008 65 2,991 35 25,827 13 64 | 57 32 28 
54 0,903 95 3,096 05 22,731 08 56 |83 28 41 
55 0,795 59 3,204 41 19,526 67 48 | 82 24 41 
56 0,683 43 3,316.57 16,210 10 40 53 20 26 
57 0,567 35 3,432 65 12,777 45 31 94 15 97 
58 0,447 21 3,552 79 9,224 66 23 06 11 53 
59 0,322 86 3,677 14 5,547 52 13 |87 6 93 
60 0,194 16 3,805 84 1,741 68 = — — — 
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Geſetzes ift das Ablöſungskapital für eine Rentenbantrente 


Bemerkungen. 


| J ˙ a W EN al sa a an 


29 85 9 95 
27 90 9 30 
25 88 8 63 
23 78 7 93 
21 61 20 
19 37 6 46 
17 05 5 68 
14 65 4 88 
12 16 4 05 
9 58 3 19 
6 92 2 31 
4 16 1 39 
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Tabelle 


zum 


$. 6 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die Beförderung der Errichtung von Nentengútern. 


Für die Amortiſationsperiode von 56 ¾ Jahren. 


(Nr. 9469.) 
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Tilgung eines mit 4 Prozent verzinslichen Kapitals von 


100 Mark durch eine jährliche Rentenbankrente von 4½ Prozent Nun end ut 


treffen von der ſodann fälligen und bleiben vom] im Laufe 


nach Rentenbankrente auf y bon bon 
nn des 10 Mart 5 Mart 
Jahren Zinſen | Kapital noch zu tilgen] Jahres 
Mark Mark Mark Mark 

0 — — 100,000 00 1 222 | 22 l 
1 4,000 00 0,500 00 99,500 00 2 221 | 11 110 56 
2 3,980 00 0,520 00 98,980 00 3 219 | 96 109 | 98 
3 3,959 20 0,540 80 98,439 20 4 218 75 109 | 38 
4 3,937 57 0,562 43 97,876 77 5 217 | 50 108 | 75 
5 3,915 07 0,584 93 97,291 84 6 216 | 20 108 | 10 
6 3,891 67 0,608 33 96,683 51 7 214 | 85 107 | 43 
7 3,867 34 0,632 66 96,050 85 8 213 45 106 | 72 
8 3,842 03 0,657 97 95,392 88 9 211 | 98 105 | 99 
I ‚3,815 72 0,684 28 94,708 60 10 210 | 46 105 23 
10 3,788 34 0,711 66 93,996 94 11 208 | 88 104 | 44 
11 3,759 88 0,740 12 93,256 82 12 207 24 103 | 62 
12 3,730 27 0,769 73 92,487 09 13 205 | 53 102 |76 
13 3,699 48 0,800 52 91,686 57 14 203 | 75 101 87 
14 3,667 46 0,832 54 90,854 03 15 201 | 90 100 | 95 
15 3,634 16 0,865 84 89,988 19 16 199 97 99: 1:99 
16 3,599 53 0,900 47 89,087 72 17 197 | 97 98. 19 
17 3,563 51 0,936 49 88,151 23 18 195 89 97 1199 
18 3,526 05 0,973 95 87,177 28 19 193 73 96 86 
19 3,487 09 1,012 91 86,164 37 20 191 | 48 95 74 
20 3,446 57 1,053 43 85,110 94 21 189 14 94 | 57 
21 3,104 44 1,095 56 84,015 38 22 186 | 70 93 35 
22 3,360 62 1,139 38 82,876 00 23 184 | 17 92 | 08 
23 3,315 04 1,184 96 81,691 04 24 181 54 9 
24 3,267 64 1,232 36 80,458 68 25 178 | 80 89 40 
25 3,218 35 1,281 65 79,177 03 26 175 | 95 87 FA 
26 3,167 08 1,332 92 77,844 11 27 172 | 99 86 | 49 
27 3,113 76 1,386 24 76,457 87 28 169 | 91 84 95 
28 3,058 31 1,441 69 75,016 18 29 166 70 83 35 
29 3,000 65 1,449 35 73,516 83 30 163 | 37 8l | 69 
30 2,940 67 1,559 33 71,957 50 31 159 | 91 79 95 
31 2,878 30 1,621 70 70,35 80 32 156 30 78 15 
32 2,813 43 1,686 57 68,649 23 33 152 | 55 76 28 
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Geſetzes ift das Ablöſungskapital für eine Rentenbantrente 


— . — — ö — — 


von 
3 Mark 


Mark 


66 
66 
65 
65 
65 
64 
64 
64 


(Nr. 9469.) 


Pf. 


von 
1 Mark 


von 
50 Pf. 
Mark 


11 
11 
11 
10 


2 00 00 00 00 00 00 00 Oe 


Pf. 


von 
10 Pf. 


Mark 


2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 


Bemerkungen. 


Nach den vier erſten Spalten dieſer Tabelle 
wird überhaupt jedes mit 4 Prozent verzinsliche 
Kapital durch eine, in jährlichen Terminen post- 
numerando zahlbare Rentenbankrente von 4è Pro» 
zent in 561/,9 Jahren getilgt. Da die Rechnung 
beiſpielsweiſe 100 Mark Kapital angenommen hat, 
ſo drücken ihre Reſultate überall Prozente des 
Kapitals aus. Nachdem nun 56 Jahre hindurch 
die Rentenbankrente gezahlt worden iſt, bleiben 
von dem Kapitale noch 

; 0,097 13 Prozent 
zu tilgen, und bei der Voraus. 
ſetzung, daß dies nach / Jahre 
geſchehe, kommen dazu noch halb- 
jährige Zinſen mit......... 0,00195 + 


daher denn alsdann 0,099 08 Prozent 
von der Rentenbantrente zu bezahlen find. Dies 
f 9 Et 

iſt == 450 000 der jährlichen Rentenbankrente, 


mithin der Betrag für 8 Tage, und wenn dieſelbe 
in mindeſtens monatlichen Raten zu zahlen iſt, ſo 
find zur Tilgung des Kapitals überhaupt 56/12 
jährliche Rentenzahlungen erforderlich. 


— A 


Demnach und in Gemäßheit des 


Tilgung eines mit 4 Prozent verzinslichen Kapitals | von 
100 Mark durch eine jährliche Rentenbantrente von 4½ Prozent 


treffen von der ſodann fälligen É 
nach Rentenbankrente auf wi Reiben vom im Laufe von von 
— ——— Kapitale des 
Jahren Zinſen Kapital noch zu tilgen N 
; Jahres 

Mart Mart Mart Mart Pf. Mark Pf. 
33 2,745 97 1,754 03 66,895 20 34 148 66 74 33 
34 2,675 81 1,824 19 65,071 01 35 144 60 72 30 
35 2,602 84 1,897 16 63,173 85 36 140 39 70 19 
36 2,526 95 1,973 05 61,200 80 37 136 00 68 00 
37 2,448 03 2,051 97 59,148 83 38 131 | 44 65 72 
38 2,365 95 2,134 05 57,014 78 39 126 70 63 35 
39 2,280 59 2,219 41 54,795 37 40 121 477 60 88 
40 2,191 81 2,308 19 52,487 18 41 116 64 58 32 
41 2099 49 2,400 51 50,086 67 42 111 | 30 55 65 
42 2,003 47 2,496 53 47,590 14 43 105 76 52 88 
43 1,903 61 2,596 39 44,993 75 44 99 99 49 99 
44 1,799 75 2,700 25 42,293 50 45 9399 46 99 
45 1,691 74 2,808 26 39,485 24 46 87 74 43 87 
46 1,579 41 2,920 59 36,564 65 47 81 25 40 63 
47 1,462 59 3,037 41 33,527 24 48 74 50 37 25 
48 1,341 09 3,158 91 30,368 33 49 67 49 33 74 
49 1,214 73 3,285 27 27,083 06 50 60 | 18 30 09 
50 1,083 32 3,416 68 23,666 38 51 52 59 26 30 
51 0,946 66 3,553 34 20,113 04 52 44 70 22 35 
52 0,804 52 3,695 48 16,417 56 53 36 48 18 24 
53 0,656 70 3,843 30 12,574 26 54 27 94 13 97 
54 0,502 97 3,997 03 8,577 23 55 19 06 9 53 
55 0,343 09 4,156 91 4,420 32 56 9 82 4 91 
56 0,176 81 4,323 19 0,097 13 — ni — = 


bon pon pon pon Bemerkungen. 


3 Mark 1 Mark 


Mark 


m — n ο N MANN O O O A 


28 20 9 40 
26 32 8 77 
24 38 8 13 
22 35 i 45 
20 25 6 75 
18 06 6 02 
15 78 5 f 26 
13 41 4 47 
10 95 3 65 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſezes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. März 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die evangeliſche Kirchengemeinde Swaroſchin 
im Kreiſe Dirſchau bezüglich der zur Erbauung einer Kirche und eines 
Pfarrhauſes daſelbſt erforderlichen Landflächen des Fideikommißgutes 
Swaroſchin, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig 
Nr. 19 S. 141, ausgegeben den 9. Mai 1891; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. April 1891, betreffend die Genehmigung 
von Abänderungen des revidirten Reglements der oſtpreußiſchen Land— 
Feuerſozietät vom 12. Mai 1884, durch außerordentliche Beilagen zu den 
Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 22, ausgegeben den 
28. Mai 1891, 

der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 22, ausgegeben den 
3. Juni 1891, 

der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 22, ausgegeben den 
4. Juni 1891; 

3) das unterm 15. April 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent— 
wäſſerungsverband Fürſtenauerweide-Goldberg im Marienburger Deich- 
verbande, Landkreiſes Elbing, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Danzig Nr. 25 S. 179, ausgegeben den 20. Juni 1891; 


4) das unterm 20. April 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- und 
Bewäſſerungsverband Klackendorf-Kykoit im Elbinger Deichverbande, 
Kreiſes Marienburg, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Danzig Nr. 26 S. 191, ausgegeben den 27. Juni 1891; 


5) der unterm 3. Mai 1891 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statut 
des Tſchechnitz-Tſchanſcher Deichverbandes vom 17. April 1876 durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 27 S. 263, aus: 
gegeben den 3. Juli 1891; 

6) das unterm 11. Mai 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent— 
wäſſerungsgenoſſenſchaft IT zu Scheid im Kreiſe Prüm durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 25 S. 254, ausgegeben den 
19. Juni 1891; 

7) das unterm 13. Mai 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Criewener 
Waſſergenoſſenſchaft zu Schwedt a. O. im Kreiſe Angermünde durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 25 S. 230 y aus 
gegeben den 19. Juni 1891; 
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8) der Allerhöchſte Erlaß vom 13. Mai 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Leobſchütz für die zum Bau einer 
Chauſſee von Steubendorf nach Alt-Wiendorf bis zum Anſchluß an die 
Chauſſee von Schönau nach Hotzenplotz erforderlichen Grundſtücke, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 24 S. 151, aus⸗ 
gegeben den 12. Juni 1891; 


das unterm 18. Mai 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wiefen- 
meliorationsgenoſſenſchaft im Warchethale zu Bütgenbach im Kreiſe 
Malmedy durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 25 
S. 205, ausgegeben den 18. Juni 1891; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Mai 1891, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim— 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe Oſchers— 
leben zur Unterhaltung übernommene Chauſſee von Hornhauſen bis zur 
Oſchersleben-Neindorfer Kreischauſſee in der Richtung auf Neu-Brands— 
leben, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Magdeburg Nr. 25 
S. 203, ausgegeben den 20. Juni 1891; > 


11) der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Mai 1891, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beftim- 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die Straße von Breslau 
bis zum Dorfe Ranſern, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Breslau Nr. 25 S. 247, ausgegeben den 19. Juni 1891; 


12) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. Juni 1891 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Merſeburg im 
Betrage von 1500 000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Merſeburg Nr. 27 S. 193, ausgegeben den 4. Juli 1891; 


13) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Juni 1891, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim— 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die in der Unterhaltung 
des Kreiſes Sangerhauſen befindlichen Chauſſeen 1) von der Halle-Caſſeler 
Provinzialchauſſee bei Blankenheim nach Kloſterrode, 2) von Obersdorf 
nach Pölsfeld, 3) von der Halle-Caſſeler Provinzialchauſſee nach Rofper- 
wende, 4) von der Berga-Stolberger Chauſſee nach Uftrungen, 5) von 
Wallhauſen nach Brücken, 6) von der Sangerhauſen-Kindelbrücker Pro— 
vinzialchauſſee nach Voigtſtedt, 7) von Schwiederſchwenda nach Land— 
gemeinde, 8) von der Roßla-Hayner Kreischauſſee bei der Polkabrücke 
nach Breitungen, 9) von Mühlhofsrain nach Krummſchlechtwaſſer und 
10) von Heringen über Auleben nach Görsbach, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 28 S. 201, ausgegeben den 
11. Juli 1891; 
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14) der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Juni 1891, betreffend die Genehmigung 
der von der Lübeck-Büchener Eiſenbahngeſellſchaft beſchloſſenen Ver— 
mehrung ihres Grundkapitals durch Ausgabe weiterer Aktien im Betrage 
von 2316000 Mark, durch die Amtsblätter 

für den Regierungsbezirk Hannover Nr. 27 S. 135, ausgegeben den 
3. Juli 1891, 

der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 28 S. 253, ausgegeben 
den 4. Juli 1891. 
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